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Abstract

Die Türkei liegt inmitten des Konfliktdreiecks Südosteuropa – Naher Osten

– Kaukasus. Darüber hinaus spielt die Türkei eine entscheidende Rolle bei

der Absicherung westlicher Energieinteressen in ihrer kaspischen Nachbar-

schaft. Für die europäische und die amerikanische Politik ist sie somit ein

geopolitischer Dreh- und Angelpunkt par excellence. Die Umsetzung dieser

Analyse in eine praktische außen- und sicherheitspolitische Strategie fällt

der Europäischen Union äußerst schwer. Geopolitisch und geostrategisch

fundierte Politik im Hinblick auf die Türkei wird in erster Linie von den

Vereinigten Staaten betrieben, die eine Sonderbeziehung zur Türkei unter-

halten. Diese Arbeit fragt nach den Unterschieden in der Türkeiperzeption

auf amerikanischer und europäischer Seite. Sie kommt zu dem Ergebnis,

daß die primär normen- und wertegeleitete Politik der Europäischen Union

und ihrer Mitgliedsstaten entscheidende, aus der geopolitischen Bedeutung

der Türkei resultierende Faktoren vernachlässigt. Eine verbesserte Wahr-

nehmung der geopolitischen Bedeutung der Türkei könnte zu einer pragma-

tischeren, zielgerichteten Interessenformulierung durch die EU beitragen

und möglicherweise auch der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-

politik (ESVP) zu einer langfristigen Perspektive verhelfen. Die EU sollte

eine umfassende Türkeistrategie entwickeln, die auch die strategische Auf-

wertung des Landes nach den Anschlägen vom 11.9.2001 mitberücksichtigt.
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„Turkey's geographic value may mean more
for the US than it does for Europe...“1

„Es wird Zeit, dass die europäischen Staats- und
Regierungschefs (...) sich über ihre strategischen

Interessen klaren Wein einschenken.“ 2 (Helmut Schmidt)

1. Einleitung, Fragestellung und Erkenntnisinteresse

Ein Blick in den Atlas bestätigt: Sicherheitspolitische Konzepte für die Regionen Balkan,

Kaukasus und Nahost sind undenkbar ohne die konstruktive Mitwirkung des Schlüssellandes

Türkei. Für US-amerikanische Betrachter ergibt sich daraus ein relativ klar strukturiertes Bild

von geostrategisch bedingten Interessen an der Türkei. Primär geht es den USA um Stabilität

und Einfluß in der Region durch wirtschaftliche und militärische Kooperation. Der Europäi-

schen Union hingegen mangelt es weitgehend an einer kohärenten, an geopolitischen Kriteri-

en ausgerichteten Strategie für die Türkei. Eine strategische Allianz mit dem künftigen EU-

Mitglied existiert nicht, obwohl die Beweggründe für einen türkischen EU-Beitritt ein klares

sicherheitspolitisches Fundament aufweisen.3 Die aktuelle europäische Debatte über einen

EU-Beitritt der Türkei wird von sozio-kulturellen und ökonomischen Argumenten dominiert.

„Die Fähigkeit und der Wille, die politische Rolle und Bedeutung der Türkei auch
in anderen Dimensionen als „Demokratie, Menschenrechte, Minderheiten“ oder
„Islamisierung“ wahrzunehmen oder zu bedenken, sind auf ein Minimum redu-
ziert.“4

Eine strategische Dimension der europäischen Türkeipolitik ist auch aufgrund der mangel-

haften Ausstattung der EU im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik vorerst nicht in

Sichtweite. Zum Einsatz kam bisher lediglich das Instrumentarium der Assoziierungsstrate-

gie, das jedoch von europäischer Seite nicht konsequent zur Flankierung strategischer Interes-

sen genutzt wurde. Sollten die Europäer also von den Amerikanern lernen und die Türkei

ebenfalls mit einer „geopolitischen Brille“ betrachten, um ein stärkeres Bewußtsein für die

strategischen Aspekte der Türkei im europäischen Kontext zu schaffen?

Ich werde in dieser Arbeit zeigen, daß die Wahrnehmung der geostrategischen und sicher-

heitspolitischen Dimension der Türkei für Europa lohnenswert und notwendig ist. Langfristig

betrachtet könnte sie auch Impulse für die Weiterentwicklung der Europäischen Sicherheits-

                                                          
1 Sadi Ergüvenç: Turkey: Strategic Partner of the European Union, in: Turkish Foreign Policy Institute (Hrsg.),
Turkey and European Union, S. 17.
2 Helmut Schmidt über die europäische Türkeipolitik, in: Helmut Schmidt: Islam, Türkei und Europäische Uni-
on, Die Zeit, 50/2002, S. 1.
3 Die Beweggründe für die europäische Assoziierungsstrategie (von 1963) waren ebenfalls sicherheitspolitischen
Ursprungs. Die Assoziierung diente der ökonomischen Absicherung der Westintegration der Türkei, die als
NATO-Frontstaat eine zentrale Rolle in der westlichen Sicherheitspolitik spielte.
4 Heinz Kramer: Europa darf die Türkei nicht ausklammern, unveröffentlichtes Manuskript für: FAZ, 21.5.1997.
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und Verteidigungspolitik (ESVP) geben. Zu diesem Zweck werde ich die amerikanische Tür-

keipolitik als Beispiel für eine an geostrategischen Interessen ausgerichtete Außenpolitik der

europäischen Außenpolitik gegenüber stellen, der es an ebendieser klaren Interessendefinition

und dem nötigen politischen Bewußtsein mangelt.5

Das dargelegte Erkenntnisinteresse basiert auf den folgenden Grundannahmen. Erstens habe

ich eine rationalistisch-realistische Perspektive für diese Arbeit gewählt, die sich auf die geo-

politischen Aspekte der Türkei konzentriert. Somit treten in der Analyse vor allem die macht-

und sicherheitspolitischen Facetten der Thematik hervor. Ich gehe zweitens davon aus, daß

gewisse Aspekte der US-amerikanischen Sichtweise inspirierend für die Interessen-

Formulierung und das Agenda-Setting der europäischen Außenpolitik sein könnten.6 Schließ-

lich vernachlässige ich bei dieser Gegenüberstellung bewußt die Macht-Asymetrie auf der eu-

ro-atlantischen Ebene, die besonders im Bereich der militärischen Fähigkeiten evident ist.

Abbildung 1: Die geopolitische Lage der Türkei7

                                                          
5 Bei dieser Gegenüberstellung sollen die USA nicht als Maßstab für den Erfolg der ESVP dienen. Zur Fragwür-
digkeit von Vergleichen zwischen der EU und den USA als Mittel zur Determinierung von Erfolg und Mißerfolg
der europäischen Politik siehe: Knud Erik Jorgensen, The European Union’s Performance in World Politics:
How Should We Measure Sucess?, in: Zielonka, Jan (Hrsg.), Paradoxes of European Foreign Policy, Den Haag
1998, S. 87-101, hier: S. 94-96
6 Dies impliziert indes nicht Forderung nach einer unkritischen Nachahmung der amerikanischen Politik oder
geostrategischen Denkens durch die europäischen Staaten.
7 Heinz Brill, ÖMZ (Internet Ausgabe), im Internet über: http://www.bmlv.gv.at/omz/galerie.php?id=20
[13.12.2002].
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2. Der Begriff Geopolitik

2.1 Entstehung und Entwicklung

Bis heute gibt es keine eindeutige, allgemein anerkannte Definition des Begriffes Geopolitik.

Dies liegt zum einen an der Tatsache, daß verschiedene Wissenschaftler ihm eine eigene Prä-

gung gegeben haben. „Geopolitik“8 als Begriff wurde vom schwedischen Staatsrechtler Ru-

dolf Kjellén zu Beginn des 20. Jahrhunderts aus der Taufe gehoben. Als Inspiration dienten

Kjellén die Überlegungen zur „Politischen Geographie“ des deutschen Geographen Friedrich

Ratzel.9 Das Gedankengut vom „Staat als Lebensform“ (so der Titel von Kjellén’s chef

d’oeuvre) erfuhr insbesondere in Deutschland mit der Rezeption durch Karl Haushofer weite-

re Verbreitung. Haushofer entwickelte eine sozialdarwinistische Variante dieser Ideen und

stellte den „Lebensraum“ für das deutsche Volk in den Mittelpunkt seiner teilweise pseudo-

wissenschaftlichen Arbeiten. Darüber hinaus fanden mit Sir Halford Mackinders „Heartland“-

Theorie und den Arbeiten von Admiral Alfred Thayer Mahan auch Ansätze aus Großbritanni-

en und den USA Eingang in die deutsche geopolitische Schule.

Doch sind im Laufe der Zeit nicht nur unterschiedliche Strömungen der Geopolitik entstan-

den. Bei näherer Betrachtung lassen sich auch mehrere Bedeutungsebenen des Begriffs unter-

scheiden.

„Eine angemessene Definition des Begriffes Geopolitik hat jedenfalls drei Aspek-
ten Rechnung zu tragen: einem wissenschafts-theoretischen; einem politisch-
instrumentalen im Sinne einer zumeist offensiv interpretierten Handlungsanwei-
sung an den Staat bei enger Fokussierung des nationalen Blickwinkels; schließlich
einem globalen Aspekt.“10

2.2 Bedeutung der Geopolitik in der zeitgenössischen Wissenschaft; Begriffsbestimmung11

Im Gegensatz zu den USA, Großbritannien, Frankreich, Rußland und China ist das Be-

griffspaar Geopolitik/Geostrategie im deutschsprachigen Raum weitgehend aus der politik-

wissenschaftlichen Diskussion verbannt worden. Die pervertierende Verwendung des geopo-

litischen Gedankenguts von Karl Haushofer in der nationalsozialistischen Lebensraum-

Ideologie haftet dem „Studium von Macht, Raum und Zeit“12 hierzulande noch heute an. Als

konstituierendes Element geopolitischer Ansätze kann die Vorstellung von konkurrierenden

Interessen in einem gegebenen räumlichen Gefüge gelten.
                                                          
8 Als Synonyme für den Begriff Geopolitik seien hier die folgenden angeführt: Weltpolitik, Raumwissenschaft,
Angewandte Politische Geographie, Erdmachtpolitik. Diese Auflistung folgt Heinz Brill (Ebd., S. 21).
9 John O’Loughlin: Dictionary of Geopolitics, Greewood Press: 1994, S. 95.
10 Stefan Fröhlich: Amerikanische Geopolitik, Von den Anfängen bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges,
Landsberg am Lech: Olzog Verlag, 1998, S. 17.
11 Über dieses Kapitel hinausgehende Charakterisierungen des Begriffes „Geopolitik“ werden im Anhang vorge-
stellt.
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„Charakteristisch für geopolitisch geprägte Weltbilder ist es, daß zwischen den wie
auch immer definierten regionalen Einheiten eine zumindest latente Konkurrenz
angenommen wird. Unter diesem Blickwinkel erscheinen globale Wandlungspro-
zesse [...] als Ergebnis der Auseinandersetzung zwischen verschiedenen regional
verankerten Kräften: zwischen Land- und Seemächten, zwischen der „freien“ und
der „unfreien Welt“, zwischen religiösen und kulturellen Strömungen oder zwi-
schen wirtschaftlichen Wachstumspolen. Geopolitische Weltbilder sind daher auf
Dynamik angelegt.“13

Ich verstehe Geopolitik hier daher nicht ausschließlich als wissenschaftlich-theoretische Kon-

zeption. Vielmehr liegt dieser Arbeit ein Verständnis von Geopolitik zugrunde, das nicht ohne

den Faktor der individuellen/kollektiven Perzeption auskommt, der im Dictionary of Geopo-

litcs als „geopolitical code“ bezeichnet wird.14 Geopolitische Politik-Präferenzen müssen, wie

Zbigniew Brzezinski dargelegt hat, stets neu ausgelotet werden.15

Die folgende Begriffsbestimmung liegt dieser Arbeit zugrunde: Geopolitik ist die Wahrneh-

mung von geopolitischen Interessen eines Staates, bzw. einer Gruppe von Staaten. Geopoliti-

sche Interessen werden bestimmt durch einen geographischen Raum mit seinen spezifischen

Eigenschaften (räumlich gebundene, wirtschaftliche und demographische Faktoren) sowie

seinen Mächtekonstellationen16; der strategische Umgang mit geopolitischen Interessen (d.i.:

die Zielsetzungen der Geopolitik) heißt Geostrategie.17 Geopolitische Interessen können Be-

standteil der operativen Außenpolitik von Staaten sein und lassen sich demnach in den Kate-

gorien von Macht-, Interessen- und Einflußsphärenpolitik18 besonders gut erfassen. Die For-

mulierung dieser Politik ist eng verbunden mit der Perzeption geopolitischer Interessen.

3. Die geopolitische Bedeutung der Türkei

3.1 Aufriß

Geographisch gesehen liegt die Türkei mit einem kleineren Teil in Südosteuropa (der Teil

westlich des Bosporus gehört zu Europa, also ca. 3 % der Landmasse) und mit einem bedeu-

tetend größeren in Südwestasien. Die Türkei hat gemeinsame Grenzen mit Griechenland (206

km) und Bulgarien (240 km) im Westen, Georgien (252 km), Aserbaijan (9 km), Armenien

                                                                                                                                                                                    
12 Heinz Brill: Ausblick auf Raum und Zeit, Geopolitik – eine erstaunliche Renaissance, in: Das Parlament Nr. 8
2002, 22.2.2002.
13 Ders.: Geopolitik heute: Deutschlands Chance?, Frankfurt a.M., Berlin 1994, S. 20
14 O’Loughlin 1994, S. 89. Für Ausführungen zum Stichwort „geopolitical code“ siehe Anhang.
15 Zbigniew Brzezinski: Die einzige Weltmacht, 2. Auflage 1999, Frankfurt a. M.: Fischer Taschenbuch Verlag,
S. 67.
16 Das hier vorgestellte Konzept basiert auf drei unterschiedlichen von Heinz Brill vorgestellten Begriffsbestim-
mungen. Vgl. Brill 1994, S. 20-21
17 Brzezinski 1999, S. 57.
18 Der Begriff Einflußsphäre hat seine Bedeutung während der Zeit des Kalten Krieges erlangt. Er ist eng mit
dem Begriff der geopolitischen Doktrin verbunden. Die Truman Doktrin und die von George Kennan entwik-
kelte Theorie des containment der Sowjetunion sind Beispiele für geopolitische Doktrinen.
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(268 km) und Iran (499 km) im Osten, sowie Irak (352 km) und Syrien (822 km) im Süden.19

Die 7.200 km lange Küstengrenze verteilt sich auf das Schwarze Meer zwischen Bulgarien

und Georgien und die Ägäis und das Mittelmeer zwischen Griechenland und Syrien. Damit

kontrolliert die Türkei die strategisch wichtigen Passagen des Bosporus und der Dardanellen,

also den gesamten Seeverkehr vom Mittelmeer nach Kaukasien und zur russischen Schwarz-

meerküste. Mit einer Landmasse von über 770.000 m² ist die Türkei mehr als doppelt so groß

wie die Bundesrepublik Deutschland.20 Demographisch gesehen gehört die Türkei mit einer

Bevölkerungswachstumsrate von 1,5 % p.a. zu den wachsenden Gesellschaften. Die Indikato-

ren deuten auf ein Ansteigen der heutigen Bevölkerung von etwa 67 Mio. auf 96 Mio. im Jahr

2050 hin.21

Als Brückenstaat zwischen Europa und Asien liegt die Türkei inmitten des sogenannten „Kri-

sendreiecks“ aus Balkan, Nahem Osten und Kaukasus. Darüber hinaus fällt die geographische

Nähe der Türkei zur rohstoffreichen Region um das Kaspische Meer auf, die seit dem Ende

des Ost-West-Konflikts im Zentrum der energiepolitischen Ambitionen verschiedener Akteu-

re steht. Eine weitere Besonderheit mit geopolitischer Bedeutung sind die überschüssigen

Wasserresourcen der Türkei, die ihr eine regionale Sonderstellung verleihen und ein besonde-

res Konfliktpotential im Hinblick auf die Versorgung Syriens und des Irak besitzen.

3.2 Wandel der geostrategischen Bedeutung: Vom „türkischen Riegel“ zur „türkischen

Brücke“

Nach dem Ende des zweiten Weltkrieges wurde von Seiten der USA eine Einbindung der

Türkei in die westlichen Institutionen betrieben. Die Türkei erhielt amerikanische Unterstüt-

zung im Rahmen des Marshallplans und bekam somit einen zentralen Platz in der anti-

sowjetischen Strategie des Containment. Darüber hinaus war die Türkei Gründungsmitglied

der OEEC22 und wurde 1949 Mitglied des Europarates. Drei Jahre später wurde die geostrate-

gische Bedeutung der Türkei durch den NATO-Beitritt endgültig anerkannt. In der Zeit des

Kalten Krieges diente die Türkei so als einziges Allianzmitglied mit gemeinsamer Grenze zur

Sowjetunion als „Südostpfeiler“ und als „Riegel“ gegen ein mögliches sowjetisches Vordrin-

gen im Mittelmeerraum.23 In der NATO-Militärstrategie sollte Ankara als „Eckpfeiler der Al-

                                                          
19 CIA: The World Factbook 2002, http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/tu.html [12.1.2003]
20 Ebd.
21 Prognose von der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung, Infothek - Länderdatenbank, http://www.dsw-online.
de/infothek_db.html, Türkei [12.1.2003]
22 Die für die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Westen wichtige EWG-Assoziation erfolgte 1963.
23 Heinz Brill, Die geopolitische Lage der Türkei im Wandel, Von der Südostflanke der NATO zur eurasischen
Regionalmacht?, ÖMZ, März/April 1998 (36. Jg. Heft 2), S. 113.
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lianz mit starken Landstreitkräften die Dardanellen verteidigen und als Riegel zwischen der

Sowjetunion und dem Nahen Osten fungieren.“24

Diese Rolle ist seit der Überwindung der Ost-West-Konfrontation einem enormen Wandel

unterworfen. Zwar ist die Bedrohung durch den Kommunismus weggefallen, die geographi-

sche Lage der Türkei ist indes weiterhin bestimmend für ihre sicherheitspolitische und strate-

gische Bedeutung. Zu der „verminderten direkten militärischen Bedrohung“ hat sich, wie

Heinz Kramer feststellt, „ein Anwachsen von sicherheitspolitisch relevanten Risiken und Un-

übersichtlichkeiten“25 gesellt, das die Türkei in einem krisenträchtigen Umfeld zum „Front-

staat“ und Schlüssel für sicherheitspolitische Strategien werden läßt. Zu den neuen Risiken

mit destabilisierendem Potential zählen etwa die Hegemonialbestrebungen des Iran und des

Irak, islamistischer Fundamentalismus und umfassende Proliferationsgefahren in der Regi-

on.26 Aus westlicher Perspektive wird die Türkei in diesem krisenträchtigen Umfeld gern als

Stabilitätsanker und als Land mit „Brückenfunktion“27 wahrgenommen, das an geopoliti-

schem Gewicht im Balkan, im Nahen Osten und in der Kaspischen Region gewonnen hat.

Als erstes Anzeichen einer gestärkten türkischen Position nach dem Ende der Bipolarität gilt

die Beteiligung an der Anti-Irak-Koalition im zweiten Golfkrieg unter Ministerpräsident Özal,

die der Türkei unter anderem die wirtschaftlich folgenschwere Schließung der irakischen Öl-

Pipeline zum Mittelmeer und umfangreiche militärische Nutzungsrechte im Zusammenhang

mit der Operation Desert Storm abverlangte.28

Im Kaukasus und Zentralasien eröffnete der Zusammenbruch der Sowjetunion der türkischen

Außenpolitik den Raum für eine Neuorientierung und Abkehr von der zurückhaltenden, ke-

malistischen Politik des „peace at home – peace in the world.“ Die souverän gewordene

Nachbarschaft rund um das Kaspische Meer, deren Völker kulturelle Gemeinsamkeiten mit

den Türken aufweisen, verschaffte pantürkischen Ideen29 Auftrieb, die später zugunsten einer

pragmatischeren, von energiepolitischen Interessen getriebenen Politik an Bedeutung verlo-

                                                          
24 Matthias Dembinski: Bedingt handlungsfähig, Eine Studie zur Türkeipolitik der Europäischen Union, HSFK
Report 5/2001, S. 14.
25 Heinz Kramer: Die Türkei in der sicherheitspolitischen Herausforderung nach dem Ende des Kalten Krieges,
in: Peter Trummer et al. (Hrsg.): Die Lage im östlichen Mittelmeerraum als Aspekt deutscher Sicherheitspolitik,
Baden-Baden: Nomos Verlag, 1997, Manuskript, S. 15.
26 N.N.: Mächte an der Südflanke der NATO, veröffentlicht unter: http://www.geopowers.com/Machte/Sud flan-
ke/sudflanke.html [11.01.2003]. Auf Anfrage bei Geopowers wurde mitgeteilt, daß die Ausführungen aus dem
Jahr 2000 dem Planungsstab des BMVg entstammen (zitiert als BMVg Planungsstab 2000).
27 Werner Gumpel: An der Nahtstelle von Europa und Asien. Die Mittlerrolle der türkischen Regionalmacht, In-
ternationale Politik, Nr.1, Januar 1998.
28 Bruce Kuniholm: Turkey’s Accession to the European Union: Differences in European und US Attitudes, and
Challenges for Turkey, in: Turkish Studies, Vol. 2, Number 1, Spring 2001, S. 25-53, hier: S. 37.
29 Präsident Özal sprach gar von der neuen eurasischen Macht Türkei und einer Einflußzone bis zum Turkvolk
der Uiguren in China.
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ren.30 Das türkische Engagement in der Kaspischen Region hat nach dem Ende des Ost-West-

Konflikts auch ein Wiederaufleben der Rivalitätsachse Türkei-Rußland bewirkt. Ähnliches

gilt für die Situation auf dem Balkan, wo sich bereits Anzeichen für die Herausbildung von

„Lagern“ erkennen lassen.

„Auf der einen Seite stehen Griechenland, Serbien, Montenegro und Bulgarien mit
Rußland als der orthodoxen Großmacht im Hintergrund. Auf der anderen Seite
formiert sich ein muslimisches Lager mit Bosnien, Albanien und [...] Mazedonien,
wozu die Türkei als Schutzmacht kommt.“31

In der nahöstlichen Region ergibt sich geostrategische Bedeutung der Türkei aus den gemein-

samen Grenzen mit Syrien, Iran und Irak, der engen (militärischen und wirtschaftlichen) Alli-

anz mit Israel – die zur Bildung eines „sicherheitspolitischen Kräftedreiecks“32 (USA-Türkei-

Israel) geführt hat – und den strategisch wichtigen türkischen Luftwaffenstützpunkten33 und

Militärbasen, u.a. für die Bekämpfung des Irak.34 Der türkische Einfluß in den angrenzenden

Räumen geht indes weit über die skizzierten Aspekte hinaus. Alan Makovsky und Sabri Saya-

ri fassen die komplexe Lage wie folgt zusammen:

„Turkey plays a direct role in at least seven different, if overlapping, regions: We-
stern Europe, the Balkans, the Aegean and the Eastern Mediterranean, the Middle-
East, the Caucasus-Caspian complex, Central Asia, and the Black Sea. This post-
Soviet world is still rife with threats to Turkey but it presents opportunities as well
– economic relations with Russia, a hub for energy distribution, new regional co-
operation schemes, and perhaps even membership in the European Union. [...] Mo-
re and more, Turkey is emerging in world affairs as a true regional power and a pi-
votal state.“35

3.3 Energiepolitische Aspekte

Jenseits des multidimensionalen Bedrohungsumfeldes der Türkei liegen, wie die Aufzählung

zeigt, Anknüpfungspunkte für eine regionale Kooperation im Sinne der türkischen wie auch

der europäischen und amerikanischen Interessenlage. Dies trifft insbesondere auf den ener-

                                                          
30 Vgl. Rainer Freitag-Wirminhaus: Zentralasien und der Kaukasus nach dem 11. September: Geopolitische In-
teressen und der Kampf gegen den Terrorismus, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/2002, S. 10. S.a. Dembinski
2002, S. 15. S.a. Kramer 2000, S. 101.
31 Brill 1998, S. 115. Ähnlich äußert sich Rainer Freitag-Wirminghaus im Hinblick auf die Mächtekonstellation
in Zentralasien. Rainer Freitag-Wirminghaus: Das Ringen der Großmächte um Zentralasien, Orient Journal
(Hamburg), 3 (Frühjahr 2002) 1, S. 25-26. Eine historische Betrachtung der osmanisch-russischen Rivalität im
Kaukasus findet sich auch in: Mensur Akgün: Turkey and the Caucasus, in: Reinhardt Rummel/Claude Zullo
(Hg.): Rethinking European Union Relations with the Caucasus, SWP(-CPN) Band 60/3, Baden-Baden 1999, S.
129-137.
32 Vgl. Brill 1998, S. 113.
33 Eine Übersicht der strategisch relevanten Luftwaffenstützpunkte in der Türkei findet sich bei Globalsecurity:
http://www.globalsecurity.org/military/world/europe/airfield-tu.htm [12.12.2002].
34 Kuniholm 2001, S. 37. Von zentraler Bedeutung für den zweiten Golfkrieg und die Operation Northern Watch
war der Luftwaffenstützpunkt Inçirlik.
35 Alan Makovsky/Sabri Sayari (Hg.): Turkey’s New World, Changing Dynamics in Turkish Foreign Policy, The
Washington Institute for Near East Policy, Washington, 2000, hier: Introduction, erreichbar über:
http://www.washingtoninstitute.org/pubs/intro/turkintro.htm [10.02.2003].
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giepolitischen Bereich zu, präziser: auf die Erschließung der Öl- und Gas-Ressourcen der

Kaspischen Region. Das Problem der Energieversorgung wird „mit zur Neige gehenden Re-

serven in Nordamerika und Europa wieder ein höheres Gewicht in der Politik westlicher In-

dustrieländer gewinnen.“36

„Die kaspische/zentralasiatische Region beherbergt ein Energiepotential, das in
seiner Größenordnung das der Nordsee übertrifft und nach der Golfregion das
größte Wachstumspotenzial für Öl- und Gasproduktion darstellt.“37

Europa erscheint dabei als der „natürliche Absatzmarkt“ für die Energieträger aus der

kaspischen Region, wenngleich sich die EU gegenüber konkreten Infrastrukturentscheidungen

bisher relativ neutral verhält.38 Demgegenüber wird die US-amerikanische Energiepolitik mit

der Unterstützung des ambitionierten Pipeline-Projekts Baku-Tiflis-Ceyhan von den Zielen

der weitergehenden Isolation des Iran und einer Beschneidung des russischen Einflusses ge-

trieben.39

4. Die europäische Perspektive: Geostrategische Aspekte und die politische Realität

4.1 Überblick

Die Vielschichtigkeit der strategischen Bedeutung der Türkei für Europa ist evident. Die Tür-

kei bietet sich – wie kaum ein anderer Staat – als Projektionsfläche für die mannigfaltigen

Interessen der Europäer an. Heinz Kramer unterscheidet fünf Türkeibilder, die in der europäi-

schen Diskussion dominieren.

 „Für einige Europäer ist das Land die Brücke zur „islamischen Welt“, andere se-
hen es als Modell für die neuen unabhängigen Staaten in Zentralasien und
Transkaukasien oder sogar generell für die sogenannten gemäßigten islamischen
Staaten. Wieder andere denken an die Türkei als eine Insel relativer Stabilität und
Demokratie am Rande Europas inmitten eines Meeres von Unsicherheit, Krisen
und wachsendem islamischen Fundamentalismus schätzen. Öfters werden diese
Vorstellungen noch mit der Idee einer (potentiellen) Regionalmacht Türkei ver-
bunden, die in der Lage ist oder in die Lage versetzt werden sollte, Stabilität und
Frieden in ihre Nachbarschaft zu projizieren.“40

Andere europäische Stimmen zeigen sich skeptisch gegenüber diesen hoffnungsvollen Tür-

keibildern. Sie betonen die türkische „Zerissenheit“ zwischen den Kulturen, ihren Reformbe-

darf sowie Faktoren der inneren Destabilisierung („internal factor“). Die unterschiedlichen

Akzentuierungen im europäischen Türkeibild werden in der „Leitidee der europäischen Tür-

keipolitik“ reflektiert, die in der „gemeinsame[n] Überzeugung [besteht], daß die Türkei ei-

                                                          
36 Friedemann Müller: Energiepolitische Interessen in Zentralasien, in: APuZ 8/2002, 22.2.2002, S. 23-31.,  S.31.
37 Ebd.
38 Ebd.
39 Vgl. Kramer 2000, S. 100-111. S.a. Müller 2002, S. 27-29.
40 Kramer FAZ 1997.



12

nerseits wichtig, andererseits in ihrer inneren Stabilität gefährdet ist, und dass die Strategie

der immer engeren Assoziation am ehesten zur externen Absicherung der Reformbemühun-

gen taugt.“41

Abbildung 2: Türkeiperzeption in Europa; „Etiketten“42

Die Assoziationsstrategie der EU geht auf das 1963 mit der Türkei geschlossene Assoziati-

onsabkommen43 zurück, das die Beziehungen zwischen der Türkei und der EWG immer en-

ger gestalten und zur Verbesserung der wirtschaftliche Lage in der Türkei beitragen sollte.44

Artikel 28 des Assoziationsabkommen enthält eine konkrete Beitrittsperspektive:

„Sobald das Funktionieren des Abkommens es in Aussicht zu nehmen gestattet,
daß die Türkei die Verpflichtungen aus dem Vertrag zur Gründung der Gemein-
schaft vollständig übernimmt, werden die Vertragsparteien die Möglichkeit eines
Beitritts der Türkei zur Gemeinschaft prüfen.“45

Wirkliche Fortschritte auf dem Weg dorthin machte die Türkei allerdings erst in den 1990er

Jahren, als die Europäische Union sich zunehmend als politische (Werte-)Gemeinschaft zu

begreifen begann.46 Im Januar 1996 konnte die Zollunion nach der Überwindung von griechi-

schen Bedenken und Einwänden des Europäischen Parlaments (wg. der Menschenrechtslage)

in Kraft treten. In der Folgezeit blieb der Türkei der Beitrittskandidaten-Status verwehrt – die

EU übte sich in einer „zweideutigen Sprache“47 – was auf türkischer Seite zunehmend als

„Hinhalte-Taktik“ interpretiert wurde und in eine weitverbreitete anti-europäische Stimmung

                                                          
41 Dembinski 2001, S. 43.
42 Grafik: A.S.
43 Die Türkei hatte sich, wenige Wochen nachdem Griechenland einen Assoziationsantrag gestellt hatte, eben-
falls beworben. Vgl. Heinz Kramer: Die Europäische Gemeinschaft und die Türkei. Entwicklung, Probleme und
Perspektiven einer schwierigen Partnerschaft, Internationale Politik und Sicherheit (SWP), Band 21, Baden-
Baden: 1988, S. 31.
44 Vgl. ebd., S. 35.
45 Assoziationsabkommen EWG-Türkei (1963), Amtsblatt 217, 29.12.1964, Art. 28.
46 Dembinski 2001, S. 11.
47 Schmidt 2002.
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umschlug.48 Erst beim Europäischen Rat von Helsinki (Dezember 1999) erhielt Ankara den

offiziellen Status als EU-Beitrittskandidat. Auf dem Kopenhagener Gipfel vom Dezember

2002 würdigten die Staats- und Regierungschefs die Fortschritte der Türkei bei der Erfüllung

der Kopenhagener Kriterien und stellten in Aussicht im Dezember 2004 einen Beschluß über

einen eventuell nachfolgenden Beginn von Beitrittsverhandlungen zu fassen.

Abbildung 3: Ziele der EU-Assoziationsstrategie49

4.2 Werte, Normen und Kopenhagener Kriterien

In der Debatte über die Angemessenheit einer EU-Mitgliedschaft der Türkei wird von unter-

schiedlichen Akteuren teilweise eine „Dauerkritik an den innenpolitischen Verhältnissen der

Türkei (Kurden, Folter, Menschenrechte, Meinungsfreiheit, etc.)“50 vorgebracht, die es ver-

hindert, die Türkeipolitik als „Ausdruck deutscher und europäischer außen- und sicherheits-

politischer Interessenlagen wahrzunehmen.“51 Die europäische Kritik an der Menschen-

rechtslage und am Umgang mit der kurdischen Bevölkerungsgruppe hat seit dem Putsch des

türkischen Militärs 1980 stark zugenommen.52 Vor dem Hintergrund des Wandels der EG zur

politischen Gemeinschaft führte dies dazu, daß „relations with Turkey changed from the eco-

nomic focus of the Association Agreement to consider political relations.“53 Diese Entwick-

lung macht die Suche nach einer widerpruchsfreien europäischen Türkeistrategie nicht einfa-

cher. Zudem werden von den nationalen Regierungen, aus den EU-Institutionen und nicht

zuletzt von den politischen Parteien auf der nationalen Ebene in unterschiedlicher Schärfe

Zweifel an der politischen Reife der Türkei vorgebracht. So bewerten etwa die skandinavi-

                                                          
48 Vgl. Soner Cagaptay: Turkey’s Quest to Join the European Union: Implications for American Policy, The Wa-
shington Institute for Near East Policy, Policywatch Number 648, 14.8.2002. Die anti-europäische Stimmung
fand ihren Nährboden insbesondere durch die Tatsache, daß die Türkei während des Luxemburger Gipfeltreffens
(1997) nicht offiziell in die Liste der EU-Beitrittskandidaten aufgenommen wurde.
49 Nach: Dembinski 2001, S. 23. (Grafik: A.S.)
50 Kramer FAZ 1997.
51 Ebd.
52 Kramer 2000, S. 231-232.
53 Ebd.
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schen EU-Staaten im Vergleich zu Großbritannien und Italien die menschenrechtliche Lage

der Türkei höher, als seinen geostrategischen Einfluß.54 Auch die politischen Parteien sind

unterschiedlicher Auffassung – beispielsweise über die Bewertung der Frage nach den kultu-

rellen Grenzen Europas – so z.B. die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion im Deutschen Bun-

destag.55 Diese Bruchlinien tragen schließlich auch zu unterschiedlichen Haltungen der Ak-

teure auf der europäischen Ebene bei. Das Europäische Parlament betonte gegenüber der Tür-

kei in der Vergangenheit vornehmlich die Einhaltung der Menschenrechtsnormen, etwa als es

1995 seine Zustimmung zur Zollunion von einem politischen Monitoring der Türkei durch die

EU-Kommission abhängig machte, während die Kommission und der Europäische Rat oft

pragmatischere Positionen beziehen.

Die dargelegten Umstände lassen die Formulierung und Umsetzung der Beitrittsstrategie zu

einer „hochpolitische[n] Aufgabe“56 werden. So sind die EU-Forderungen nach einer demo-

kratischen und rechtstaatlichen Ordnung in der Türkei (Kopenhagener Kriterien) alles andere

als eine „objektive Meßlatte“57, die bei allen EU-Beitrittskandidaten gleichermaßen angelegt

wird.

„[Die Kopenhagener Kriterien] sind für politische Interpretation hochgradig offen,
und die Entscheidung, ob sie erfüllt sind, ist eine politische.“58

Gleichwohl stellen die demokratischen und rechtstaatlichen Prinzipien (gemäß Art. 6 EUV)

die normative Grundlage der Europäischen Union dar und gehören somit zum Fundament ih-

rer Existenz. Diese Position hat auch der Europäische Rat von Kopenhagen erneut deutlich

gemacht:

„Die Union erinnert daran, dass ein Beitrittskandidat nach den 1993 in Kopenhagen
festgelegten politischen Kriterien als Voraussetzung für die Mitgliedschaft eine in-
stitutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung,
für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Min-
derheiten verwirklicht haben muss.“59

                                                          
54 Dembinski 2001, S. 25.
55 Der CSU-Landesgruppenchef Michael Glos etwa sprach in der Haushaltsdebatte des Bundestages Anfang De-
zember 2002 von dem Modell einer „priviligierten Partnerschaft“ für die Türkei. Ähnlich äußerte sich Wolfgang
Schäuble. Bundeskanzler Schröder hingegen sprach als Anwalt einer EU-Vollmitgliedschaft für die Türkei. Vgl.
auch Dembinski 2001, S. 26-27.
56 Dembinski 2001, S. 25.
57 Heinz Kramer: Die Türkei und die Kopenhagener Kriterien. Die Europäische Union vor der Entscheidung,
SWP Berlin, November 2002, S. 5.
58 Ebd.
59 Europäischer Rat (Kopenhagen), Schlußfolgerungen des Vorsitzes, SN 400/02, 12.-13. Dezember 2002, S. 5.
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4.3 Griechisch-türkische Spannungsfelder: Ägäis, Zypern, ESVP

Das belastete griechisch-türkische Verhältnis ist eine Schlüsselvariable für ein angemessenes

Verständnis der europäisch-türkischen Beziehungen.60 Nach der Aufnahme Griechenlands in

die Europäische Gemeinschaft (1981) wurden die griechisch-türkischen Auseinandersetzun-

gen um die territorialen Besitzverhältnisse in der Ägäis und die Zypernfrage automatisch zu

einer gesamteuropäischen Angelegenheit. Zwar ist die Lösung dieser Konflikte Bestandteil

der Bedingungen eines türkischen EU-Beitritts, aber trotz der Entspannung der griechisch-

türkischen Beziehungen nach den schweren Erdbeben (1999) liegt die Lösung der Streitig-

keiten nicht in greifbarer Nähe.

Im Mittelpunkt des Ägäisdisputs steht die Frage der Ausweitung der griechischen Territorial-

gewässer von sechs auf zwölf Seemeilen sowie die Abgrenzung des Kontinentalsockels, wel-

che die Frage nach der Nutzungsrechte für den Meeresboden betrifft. Zwar hätte Athen der

UN-Seerechtskonvention zufolge das Recht auf die Ausweitung des Hoheitsgebietes, Ankara

jedoch hat die Konvention nicht unterzeichnet und diesen Schritt ferner zum „casus belli“ er-

klärt.61 Ein ähnlicher Sachverhalt besteht in der Frage des Luftraums.

Eine militärische Konfrontation anläßlich dieser territorialen Streitigkeiten liegt durchaus im

Bereich des Vorstellbaren, wie die Krise über die Felsen Imia und Kardak 1996 bewiesen hat:

„The mock dogfights and aerial challenges are a source of constant concern to Tur-
key’s NATO allies, who worry that some incident or mis-calculation could lead to
a major confrontation between the two countries, as nearly happened during the
Imia/Kardak crisis in January/February 1996.“62

Völkerrechtlich gesehen ist Athen in diesen Fragen ebenso wie beim ungelösten Zypernpro-

blem – das einen weiteren Anlaß zur brinkmanship-Politik zwischen den Nachbarländern

bietet – in der stärkeren Position.63 Nach der Invasion des türkischen Militärs in Nordzypern

(1974) und der folgenden Trennung der Insel in einen türkischen und griechischen Teil hat

bisher keine Annäherung zwischen den Konfliktparteien stattgefunden, welche die Aufnahme

eines geeinten Zyperns in die EU wahrscheinlich erscheinen läßt.64  Die den Spannungen zu-

grundeliegende Bedrohungsperzeption findet auch Ausdruck in der von Skepsis geprägten

                                                          
60 Vgl. Dembinski 2001, S. 28-41.
61 Stephen F. Larrabee, Ian O. Lesser, Zalmay Khalilzad (RAND): The future of Turkish-Western relations. To-
ward a strategic plan, RAND, Santa Monica/Cal. 2000, S. 74.
62 RAND, S. 75.
63 Vgl. Dembinski 2001, S. 30. Zu einer völkerrechtlichen Analyse des Ägäisstreits siehe: Wolff Heintschel von
Heinegg, Der Ägäis-Konflikt, Schriften zum Völkerrecht, Band 89, Duncker & Humblot, Berlin 1989.
64 Das Scheitern der jüngsten Vermittlungsversuche von UN-Generalsekretär Annan ist in dieser Hinsicht zu
deuten. Vgl.: Spiegel Online, Verhandlungen zur Einigung Zyperns gescheitert, 11.3.2003, im Internet über:
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,239567,00.html [11.3.2003].
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türkischen Politik gegenüber der Entwicklung der EU-Sicherheitsstrukturen.65 Als NATO-

Mitglied widerstreben der Türkei alle Ansätze, eine von der Allianz unabhängige europäische

Sicherheitspolitik zu entwickeln, da sie automatisch mit einem Einflußverlust auf türkischer

Seite verbunden wäre.66 Auch in diesem Streit wurden die griechisch-türkischen Konfliktlini-

en deutlich, die schließlich nach britischer, amerikanischer und europäischer Vermittlung im

Dezember 2002 gekittet werden konnten. Jene Signale die auf eine Entspannung zwischen

Athen und Ankara hindeuten, wie etwa die bilateralen Kooperationsabkommen „from tourism

to counter-terrorism“67 können allenfalls als erste Schritte auf dem Weg zu einer dauerhaften

Annäherung gewertet werden.

 

Abbildung 4: Der Ägäiskonflikt68

                                                          
65 Vgl. stellvertretend: Antonio Missiroli, Sicherheitspolitische Kooperation zwischen Europäischer Union und
NATO. Der türkische Verdruß über die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Integration (Bonn),
24 (Oktober 2001) 4, S. 340-355.
66 RAND, S. 65.
67 Ian O. Lesser: Turkey, Greece and the U.S. in a Changing Strategic Environment: Testimony before the House
International Relations Committee, Subcommittee on Europe, CT-179, Juni 2001, S. 6.
68 Philippe Rekacewicz: Prétentions grecques et turques sur la mer Egée, Le Monde Diplomatique (Internet-
Ausgabe), http://www.monde-diplomatique.fr/cartes/meregeemdv1997 [11.12.2002].
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4.4 Strategische Interessen

Ähnlich wie in den USA wird die strategische Bedeutung der Türkei in Europa außerordent-

lich hoch eingeschätzt. Diese Sichtweise ist auf den Tagungen des Europäischen Rates wie-

derholt zum Ausdruck gebracht worden.69 Gleichwohl tut sich Europa schwer damit, konkrete

Vorstellungen über die zukünftige Rolle der Türkei in ihrem für die europäische Sicherheit so

bedeutsamen Umfeld zu entwickeln. Diesen Umstand veranschaulichen die von der EU er-

klärten Zielsetzungen, die allgemein und vage mit den Begriffen Stabilität, Prosperität und

Frieden in Europa und seiner Nachbarschaft umschrieben werden.70

Die Aufnahme der Türkei in die EU würde zwangsläufig dazu führen, daß die Union als kol-

lektiver Akteur in Regionen auftritt, in denen sie bis heute kaum bis gar nicht präsent ist.71 Ihr

Engagement im Rahmen der Mittelmeer- und die Balkanpolitik könnte substantielle Unter-

stützung erfahren; als europäischer Brückenkopf in einem heterogenen, krisenträchtigen Um-

feld ließe sich eine wirkungsvollere Nahost- und Kaukasus-Politik entwickeln. Schließlich

könnte die EU eine strategische Kooperation mit der Türkei zur Erschließung der kaspischen

Erdgas- und Erdölressourcen vorantreiben.

Eine energiepolitische Allianz liegt spätestens seit der Veröffentlichung des EU-Grünbuchs

(2001) im Zentrum der europäischen Interessen. Hier wurden erneut „strukturelle Versor-

gungsschwächen“ der EU diagnostiziert, die ohne eine „aktive Energiepolitik“ nicht behoben

werden können.72 Allerdings leidet die Union, bedingt durch die mangelnde Effektivität der

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, an ihrer „poor performance“ bei der Verfolgung

strategischer Interessen.73 Die Türkei kann ihre potentiell stabilisierende Rolle jedoch nur

dann effektiv und im westlichen Interesse wahrnehmen, „wenn sie fest in die um Enstehen

begriffene europäische Sicherheitsarchitektur eingebunden ist.“74 Insgesamt betrachtet klafft

demzufolge eine Lücke zwischen den enormen politischen und wirtschaftlichen Interessen,

denen eine Kooperation mit der Türkei dienen könnte und der aktuellen auf die innenpoliti-

schen Turbulenzen zielende europäische Türkeipolitik.

                                                          
69 Vgl. Heinz Kramer: A Changing Turkey: the challenge to Europe and the United States, Brookings Institution
Press, Washington D.C., 2000, S. XII.
70 Vgl. ebd., S. 223.
71 Diese Erwartungen wurden etwa von EU-Kommissar Günter Verheugen in der n-tv-Sendung „Maischberger“
vom 11.12.2002 geäußert.
72 Im Grünbuch heißt es: „Im Hinblick auf den Beitritt der Türkei, Bulgariens und Rumäniens zur Europäischen
Union sollte auch geprüft werden, welche Unterstützung Europa für die Entwicklung des Transits von Erdgas-
und Erdöllieferungen aus der Kaspischen Senke durch diese Länder leisten kann, um die Lieferungen aus Russ-
land zu ergänzen.“ Europäische Kommission: Grünbuch, Hin zu einer europäischen Strategie für Energieversor-
gungssicherheit, KOM(2000)769, Brüssel, 29.11.2000, S. 33. Die strategische Bedeutung der Türkei für die Gas-
Versorgung der EU-Staaten beleuchtet: Mohamet Bulut: Hat die Türkei bei der Erdgasversorgung der Europäi-
schen Union als Transferland eine Schlüsselposition?, in: ZfTS, 14. Jg. 2001, Heft 1+2, S. 245-253.
73 Kramer 2000, S. 233.
74 BMVg Planungsstab 2000.
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4.5 Zusammenfassung: Diffuses Türkeibild der Europäischen Union

Wie Alexander Siedschlag treffend bemerkt, stehen den „Argumenten gegen eine EU-

Mitgliedschaft [...] bedenkenswerte Gründe für einen baldigen Beitritt der Türkei gegenüber.

Sie sind vor allem dann zugkräftig, wenn man der Auffassung folgt, daß die europäische Inte-

gration [...] auch ein sicherheitspolitisches Projekt ist.“75 Zu den Charakteristika des europäi-

schen Türkeibildes gehört eine gewisse Komplexität, die in teilweise gegenläufigen politi-

schen Zielen zum Ausdruck kommt. Dies betrifft etwa die Vorstellung einer im Hinblick auf

euopäische Wertvorstellungen „europäisierten“ Türkei und der sicherheitspolitischen und

strategischen Interessenlage. Als belastender Faktor der europäisch-türkischen Beziehungen

müssen auch die ungelösten Konflikte zwischen Ankara und Athen angesehen werden. Insge-

samt betrachtet mangelt es der Union an einer kohärenten Vorstellung über die Rolle der Tür-

kei in der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik76 sowie als künftiges EU-Mitglied.

Diese Beobachtungen deuten darauf hin, daß die EU „über keine geostrategische Entschluß-

kraft (und Konzeption) verfügt“77 und die Einflußpotentiale der Türkei (etwa im Kaukasus)78

nicht realistisch einzuschätzen und zu nutzen weiß.

5. Die geostrategischen Interessen in der US-amerikanischen Türkeipolitik

5.1 Überblick

Seit dem Ende des zweiten Weltkrieges verbindet die USA eine sicherheitspolitisch moti-

vierte Sonderbeziehung mit der Türkei, deren Wurzeln intellektueller, politischer und

geostrategischer Natur sind.79 Washington und Ankara teilen eine gemeinsame „strategische

Kultur“ und blicken auf eine lange Geschichte der gegenseitigen Unterstützung zurück, die

sich vom Korea-Krieg über die zuverlässige Zusammenarbeit innerhalb der NATO bis zur

Kooperation während des zweiten Golfkriegs und bei der Operation Northern Watch entwik-

kelt hat.

                                                          
75 Alexander Siedschlag: Türkei, Vor verschlossener Tür, Y. Magazin der Bundeswehr, 11/2002, S. 23.
76 Charakteristisch für den Verlauf europäischer Diskussionen zur „Bedeutung der Türkei für die europäische
Außenpolitik“ sind Verweise auf die islamische Prägung der Türkei sowie die schlechte Menschenrechtslage.
Vgl. den Bericht über eine Tagung der DGAP/ZfT: Nina Hermann: Die strategische Rolle der Türkei als Partner
Europas, ZfTS, 14. Jg. 2001, Heft 1+2, S. 279-285, hier: S. 280-282.
77 Herbert Kremp: Erweiterung und Türkei sind Bleigewichte Europas. In: WAMS, 21.12.1997, S. 9. Zitiert in:
Brill 1997, S. 119.
78 Auf den (zumindest in Deutschland) unterschätzten Einfluß der Türkei im Kaukasus machte Ministerialdiri-
gent Dr. Klaus Scharioth (ehem. Leiter d. pol. Abt. im AA) aufmerksam. Vgl. Hermann 2001, S. 280. Für eine
weitergehende Analyse von gemeinsamen Interessen von EU und Türkei siehe: Bernd Rill, Faruk Şen (Hg.):
Kaukasus, Mittelasien, Nahost – gemeinsame Interessen von EU und Türkei, Berichte und Studien der Hanns
Seidel Stiftung e.V., Bd. 84, München 2001.
79 RAND 2002, S. 163.
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„Throughout the Cold War, Ankara and Washington shared a central interest in the
containment of Soviet power and in the maintenance of an effective Atlantic Al-
liance for this purpose.“80

Daß der Türkei diese enorme strategische Bedeutung jenseits der klassischen NATO-Rolle

nach dem Ende des Kalten Krieges weiterhin zuteil wurde, hängt vor allem mit der türkischen

Beteiligung an der Anti-Irak-Koalition durch die Unterstützung der Operation Desert Storm

zusammen.81 In den Augen der amerikanischen Führungseliten wurde die Türkei seitdem zum

„pivotal state“82, zum geopolitischer Dreh- und Angelpunkt in Eurasien.83 Als „key country“84

dessen Einfluß auf dem Balkan, im Nahen Osten und in der Kaspischen Region es zu stärken

und für die amerikanische Politik nutzbar zu machen gilt ist die Türkei Gegenstand einer

Fülle von Studien amerikanischer Think Tanks.85 Aufgrund der geostrategischen Bedeutung

der Türkei als „front-line state“ gegenüber den „Schurkenstaaten“ der Region (Irak, Iran, Sy-

rien) und ihrer Rolle bei Peacekeeping-Operationen86 nehmen die sicherheitspolitischen

Aspekte in den amerikanisch-türkischen Beziehungen einen hohen Stellenwert ein. So sind

die USA der Haupt-Waffenlieferant der Türkei und stellen einen Großteil der ausländischen

Militärhilfe zur Verfügung. Die offizielle bilaterale Agenda umfaßt die strategische energie-

politische Kooperation, die Stärkung der Handelsbeziehungen und eine Steigerung der Inve-

stitionen, die Stärkung der sicherheitspolitischen Kooperation, die Stärkung der Zusammen-

arbeit im Bereich der regionalen Sicherheitsfragen sowie die Förderung der Entspannung zwi-

schen Griechenland und der Türkei.87 Vor dem Hintergrund der Terror-Anschläge des 11.

September 2001 kommt der Türkei als säkularem Staat mit vorwiegend muslimischer Bevöl-

kerung immer mehr auch die Rolle eines demokratischen Modells als „counterweight to fun-

damental islam“88 zu. Obwohl die Stärkung der Menschenrechte ebenfalls als Anliegen der

amerikanischen Politik bezeichnet wird treten bei dieser Betrachtungsweise die innenpoliti-

schen Aspekte der Beziehungen in den Hintergrund.

                                                          
80 Ebd., S. 162.
81 Kramer 2000, S. 225.
82 Vgl. FN 27.
83 S.a. Brzezinski 1999, S. 66.
84 Vgl. Wolfowitz 2001.
85 Siehe bspw. die einschlägigen Studien und Programme von RAND, CSIS und des Washington Institute:
http://www.rand.org/nsrd/cmepp; http://www.csis.org/turkey/index.htm; http://www.washingtoninstitute.org.
86 Die Türkei ist u.a. bei folgenden Peacekeeping-Kräften beteiligt: KFOR, SFOR, ISAF, TIPH, SEEBRIG.
87 US Department of State 1999, zitiert in: Rosalie A. Fanale: Turkey: A Geostrategic Analysis, National Defen-
se University (National War College), 26.1.2001, S. 6, im Internet über: http://www.ndu.edu/nwc/writing/AY01/
5604/SeminarI5604BestPaper.pdf [23.11.2002].



20

5.2 Energie-  und Pipelinepolitik in der Kaspischen Region

Der Zugang zu den Energievorräten des Kaspischen Beckens liegt im gemeinsamen Interesse

der amerikanischen und türkischen Politik. Die Kooperation im energiepolitischen Bereich

beschrieb der US-Botschafter in Ankara gar als gemeinsame amerikanisch-türkische Zu-

kunftsvision:

„Turkey’s role in developing the Caspian Basin’s oil and gas potential perhaps best
illustrates where we share a common vision and determination to shape the futu-
re.“89

Die steigende Autonomie der kaukasischen und zentralasiatischen Staaten erlaubte am Ende

der 1990er Jahre ein zunehmendes Engagement internationaler Firmen zur Erschließung der

Energiereserven im Kaspischen Becken. Gleichzeitig wurde insbesondere in den Vereinigten

Staaten befürchtet „Iran könnte von der veränderten politischen Konstellation profitieren und

sich in einen dynamisch entwickelnden Raum intergrieren.“90 Daher zielte die amerikanische

Politik darauf, den „schiitische[n] Gottesstaat“91 vom Transit des kaspischen Öls auszuschlie-

ßen. Diese Strategie kommt seither insbesondere durch die amerikanische Unterstützung für

einen Ost-West-Korridor von Öl- und Gas-Pipelines zum Ausdruck, der den Iran und Rußland

umgeht und die Türkei als Transitland begünstigt.92 Im Kern dieser Strategie steht die seit

September 2002 im Bau befindliche Ölleitung vom aserbaidschanischen Baku über die geor-

gische Hauptstadt Tiflis zum türkischen Mittelmeerhafen Ceyhan.93 Diese Route war unter

anderem wegen ihrer hohen Kosten (knapp 3 Mrd. US-$), der beinahe unwirtschaftlichen

Länge (ca. 1000 km) sowie ihrer beschränkten Kapazität (ca. 1 Mio. Barrel/Tag) heftig um-

stritten.94 Die Trassenführung vermeidet allerdings die Durchleitung über russisches und ira-

nisches Territorium. Außerdem trägt sie dem steigenden türkischen Energiebedarf Rechnung

und transportiert das aserbaidschanische Öl exportgünstig an einen Mittelmeerhafen, der das

ganze Jahr über benutzbar ist.95 Damit kommt dem Baku-Ceyhan Projekt eine erhebliche

strategische Bedeutung zu, die türkischen wie amerikanischen Interessen gleichermaßen dient.

                                                                                                                                                                                    
88 Kuniholm 2001, S. 37.
89 US Department of State, Remarks of U.S. Ambassador W. Robert Pearson, American-Turkish Council Annual
Conference, Washington, DC, 26.3.2001.
90 Friedemann Müller: Großes Spiel?, Amerika, Afghanistan und das Öl, FAZ 30.11.2001.
91 Ebd.
92 Dennoch ist die türkische Politik im allgemeinen an normalen Beziehungen zum Iran interessiert. Vgl. Kramer
2000, S. 228.
93 Vgl. FAZ: Neue Ölleitung von Baku nach Ceyhan, 19.9.2002. Im Jahr 2005 soll das erste aserbaidschanische
Öl transportiert werden können.
94 Ebd. Außerdem verläuft die Pipeline durch politisch instabile Regionen und könnte somit leicht zum Ziel ter-
roristischer Anschläge werden.
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5.3 Türkische EU-Mitgliedschaft

Von strategischen Überlegungen getrieben ist auch die amerikanische Unterstützung für eine

baldige türkische EU-Vollmitgliedschaft. Nach amerikanischer Lesart läge dieses Ziel in der

Konsequenz der Westeinbindung der Türkei, die nach dem Ende des zweiten Weltkriegs im

Rahmen der Truman-Doktrin begonnen wurde. Sie würde dazu beitragen, den Stabilitätsfak-

tor Türkei in der Region zu erhalten und auch die internationale Bedeutung der Europäischen

Union stärken. Der amerikanischen Europapolitik wäre es auch von Nutzen, wenn eine

„möglichst weitgehende Identität der Mitgliedsstaaten in EU und NATO“96 bestünde.

5.4 Nahostpolitik und Konfrontation mit dem Irak

Die Frage nach der Zukunft des Irak und der Stabilität in der von Kurden bevölkerten Region

rührt an die Wurzeln der amerikanisch-türkischen Beziehungen. So schreibt der ehemalige

US-Botschafter in Ankara Morton Abramowitz:

„The biggest uncertainties in U.S.-Turkey relations are what happens to Saddam
Hussein and the unity of Iraq (...).“97

Bei den Vorbereitungen einer Militäraktion gegen den Irak spielt die Türkei aufgrund ihrer

geostrategischen Lage eine zentrale Rolle für die amerikanischen Kriegsvorbereitungen. Die

neue Regierung in Ankara ist in der Frage der Unterstützung eines Irak-Krieges „zur Gefolg-

schaft verdammt.“98 Doch hegen sowohl die „Staatseliten, die Militärführung, die säkular-

kemalistisch orientierte Öffentlichkeit, aber auch die regierende AKP“99 vielfältige Bedenken

gegen einen amerikanischen Militärschlag. Insbesondere wird das Entstehen eines autonomen

Kurdenstaates im Nordirak befürchtet, der auch den Separatismus der türkischen Kurden an-

stacheln könnte.100 Außerdem ist Ankara daran gelegen, die Kontrolle über das Eröl im

Nordirak (bei Mosul und Kirkuk) nicht in die Hände der kurdischen Bevölkerung fallen zu

lassen sowie wirtschaftliche Verluste und eine humanitäre Krise zu vermeiden.101 Trotz dieser

Bedenken hat Ankara den amerikanischen Wünschen nachgegeben. Danach kann das ameri-

kanische Militär bis zu 40.000 Soldaten und 200 Militärflugzeuge im Südosten der Türkei

stationieren und dort auf neun Stützpunkte zurückgreifen.102

                                                                                                                                                                                    
95 Ebd.
96 Schmidt 2002.
97 Morton Abramowitz: Turkey’s Transformation and American Policy, The Century Foundation/Twentieth
Century Fund Inc., 2000, S. 14.
98 Heinz Kramer: Zur Gefolgschaft verdammt: Ankaras Irak-Dilemma, SWP-Aktuell 7, Februar 2003.
99 Ebd., S. 2.
100 Vgl. Carol Migdalovitz: Iraq: The Turkish Factor, CRS Report for Congress (Version vom 31.10.2002), S. 2.
101 Ebd., S. 2-5.
102 FAZ, Erdogan bald Ministerpräsident, 11.3.2003. Allerdings liegt bis heute kein entsprechender Beschluß des
türkischen Parlaments vor, so daß diese Zusage allenfalls als vorläufig gelten kann.
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5.5 Zusammenfassung: Türkei als Vehikel amerikanischer Interessenpolitik

Die amerikanische Türkeipolitik ist von klar formulierten geostrategischen Interessen getrie-

ben. Washingtons Unterstützung für die Türkei folgt den Zielen einer machtpolitischen Aus-

balancierung des russischen Einflusses in der Kaspischen Region und der Isolation des Iran.

Deutliche Differenzen zwischen kommen in der Irakfrage zum Ausdruck. Hier steht der ame-

rikanische Wunsch nach einer Neuordnung des Nahen Ostens103 dem türkischen Anliegen

nach dem Erhalt des territorialen Status quo entgegen. Eine erfolgreiche kurdische Separati-

stenbewegung infolge einer kriegerischen Auseinandersetzung könnte das amerikanisch-

türkische Verhältnis stark belasten. Schon die zögerliche türkische Haltung bei der Kriegs-

vorbereitung hat die Notwendigkeit einer Neudefinition der strategischen Beziehungen zwi-

schen Washington und Ankara deutlich gemacht.

„However, the reluctance of the Turks to provide immediate support, as many in
Washington clearly expected, has underlined the need to redefine the US-Turkish
strategic relationship.“104

6. Fazit: Kann Europa von den USA lernen?

Die USA und die Europäische Union betrachten die Türkei aus „very different perspecti-

ves.“105 Ein Vergleich dieser Perspektiven bringt folgendes zutage: Die Wahrnehmung der

Türkei als geostrategisch bedeutsames Land wird auf beiden Seiten des Atlantiks geteilt,

wenngleich die geostrategischen Aspekte auf amerikanischer Seite stärker betont werden. Die

USA sehen in der geographischen Lage der Türkei einen „immensen geopolitischen Vorteil

und nicht wie die Europäer eine höchst prekäre Unwägbarkeit.“106 Aus dieser Bewertung er-

geben sich entscheidende Unterschiede in der außenpolitischen Praxis. Die Assoziationspoli-

tik der Europäischen Union war zu keinem Zeitpunkt Ausdruck einer strategischen Pla-

nung.107 Ebensowenig hat die Union außenpolitische Strategien für das regionale Umfeld der

Türkei entwickelt. Solche Konzepte könnten der EU – mit einer adäquaten türkischen Unter-

stützung – bei der Wahrnehmung ihrer Interessen hilfreich sein. Hier ergeben sich Möglich-

keiten, die amerikanische Sichtweise „europäisch“ zu rezipieren. So etwa bei der Weiterent-

                                                          
103 Vgl. die Rede des amerikanischen Präsidenten bei einer Veranstaltung des American Enterprise Institutes:
George W. Bush: President Discusses the Future of Iraq, Washington Hilton Hotel, Washington, D.C.,
26.2.2003, im Internet unter: http://www.whitehouse.gov/news/releases/2003/02/20030226-11.html [28.2.2003].
104 Bulent Aliriza, Seda Ciftci: The US-Turkish Alliance at the Iraqi Junction, Turkey Update, CSIS, 14.2.2003.
105 Kuniholm 2001, S. 36.
106 Klaus-Dieter Frankenberger: Ankaras amerikanische Karte, FAZ, 16.12.1997.
107 Kramer 2000, S. 233.
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wicklung der europäischen Beziehungen zum Iran, den Beziehungen zu den GUS-Staaten

oder bei der Ausbeutung der Energievorräte des Kaspischen Beckens.

„Anders als die in der zentralasiatischen Region immer noch präsenten geopoliti-
schen Interessenwahrnehmungen könnte Europa mit dieser Region eine Partner-
schaft eingehen, welche europäische Interessen mit wirtschaftlicher Entwicklung in
der Region verbindet, bei der es keine Verlierer gibt.“108

Solche Kooperationsprojekte könnten dazu beitragen, die Türkei in Europa stärker als strate-

gischen Partner wahrzunehmen, der langfristig ohnehin fester Bestandteil der europäischen

Außenpolitik sein wird. Daß EU-Partnerschaftsprogramme und technische Hilfe für die neuen

unabhängigen Staaten (TACIS, Inogate) zukünftig nicht mehr ausreichen werden, kommt

auch in einem Policy Paper der SPD-Bundestagsfraktion zum Ausdruck.

„The signs of growing tension and of the attempt to use existing conflicts for egoi-
stical political goals are not lacking in the Caspian Region. Much depends on
whether the European states can make up their minds to develop a single strategic
policy towards the region.“109

In diesen Regionalstrategien könnte die Türkei auch eingebunden werden, ohne daß Kom-

promisse im Bereich der politischen Reformen eingegangen werden müßten. Ein pragmati-

scher „europäischer“ Ansatz in der Türkeipolitik würde sich an win-win-Konstellationen ori-

entieren, in denen europäische und türkische Interessen in Einklang gebracht werden können.

Er würde den Europäern aber auch ein über Lippenbekenntnisse hinaus gehendes Engagement

in der Region abverlangen, das sie dazu zwingt, in welt- und machtpolitischen Fragen Flagge

zu zeigen.

Abbildung 5: Strategische Kooperationsmöglichkeiten zwischen EU und Türkei (Entwurf)110

                                                          
108 Müller 2002, S.31.
109 Dieter Dettke (Hg.): A Great Game No More: Oil, Gas and Stability in the Caspian Sea Region, Friedrich
Ebert Stiftung Washington Office, 1999, S. 98.
110 Grafik: A.S.
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Die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik könnte von diesen Entwicklungen und

von der Unterstützung des modernen türkischen Militärs in Kriseneinsätzen profitieren. Bevor

eine dauerhaft konstruktive Zusammenarbeit mit der Türkei stattfinden kann, müssen jedoch

noch einige Steine aus dem Weg geräumt werden. Die Hindernisse gehen über den ungelösten

Zypernkonflikt und politische Modernisierung der Türkei weit hinaus. Sie berühren Grund-

satzfragen der europäischen Identität und des euro-atlantischen Verhältnisses.

„Das klar gegen die USA gerichtete Zögern wichtiger europäischer Verbündeter,
insbesondere Deutschlands und Frankreichs, Planungen der Allianz in Gang zu set-
zen, bevor der Kriegsfall tatsächlich unabwendbar geworden ist, gibt in Ankara je-
nen Kräften Auftrieb, die seit jeher einer zu engen Bindung der Türkei an Europa
skeptisch gegenüberstehen.“111

Wenn EU-Europa tatsächlich eine enge Bindung zur Türkei anstrebt, dürfen essentielle Si-

cherheitsfragen nicht aus dieser Beziehung ausgeklammert werden.112 Eine Entscheidungshil-

fe für oder wider ein ehrliches europäisches Engagement bieten die geopolitischen und

geostrategischen Aspekte der Türkei.

                                                          
111 Kramer 2003, S. 8.
112 Dazu gehört etwa die bündnispolitisch problematische Haltung von Deutschland, Belgien und Frankreich bei
der Gewährleistung von NATO-Schutz im Falle eines Krieges gegen den Irak. Die „Verweigerung“ des Schutzes
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7. Anhang

7.1 Charakterisierungen der Begriffe Geopolitik und Geostrategie

Zu Geopolitik und Geostrategie: Das Wörterbuch zur Sicherheitspolitik113 definiert Geopolitik

als „1. Wissenschaftsfeld auf der Grenze zwischen Geographie, Staatswissenschaft, Ge-

schichte und Gesellschaftswissenschaften, die die [sic] Beziehungen zwischen Raum und po-

litischen Gegebenheiten untersucht. 2. Lehre von der Raumgebundenheit der politischen Vor-

gänge sowie über den Staat als geopolitischen Organismus. 3. Analyse des Einflusses der

geographischen Bedingungen eines Staates auf seine nationale und internationale Politik.“

Der Eintrag zur Geostrategie liest sich folgendermaßen: „Konzeption für die planmäßige

Realisierung strategischer und sicherheitspolitischer Ziele unter Berücksichtigung geogra-

phisch und geopolitisch bestimmter regionaler und weltweiter Bedingungen.“

Zu geostrategischen Akteuren bzw. Dreh- und Angelpunkten: Für Zbigniew Brzezinski sind

geostrategische Akteure „jene Staaten, die die Kapazität und den nationalen Willen besitzen,

über ihre Grenzen hinaus Macht oder Einfluß auszuüben, um den geopolitischen status quo in

einem Amerikas Interessen berührenden Ausmaß zu verändern. [...] Geopolitische Dreh- und

Angelpunkte hinwiederum sind Staaten, deren Bedeutung nicht aus ihrer Macht und Motiva-

tion resultiert, sondern sich vielmehr aus ihrer prekären geographischen Lage und aus deren

Folgen ergeben, die ihr Verhalten aufgrund ihrer potentiellen Verwundbarkeit bestimmen.“114

Zu Geopolitical Codes: Jan Nijman faßt im Dictionary of Geopolitics unter dem Eintrag „ge-

opolitical codes“ zusammen: „Geopolitical codes represent more or less coherent perspectives

on global geopolitics and/or the position and interests of one particular state. [...] More speci-

fically, a geopolitical code defines interests, threats to those interests, and the nature of the re-

quired responses to those threats.“ Als Beispiele für geopolitische Codes führt er regionalisti-

sche und globalistische Perspektiven auf, die sich in mehreren Punkten unterscheiden: 1) Die

regionalistische Konzeption von Sicherheit ist umfassender als die globalistische. Sie schließt

neben der engen militärischen Sicherheitsdefinition auch politische und ökonomische Dimen-

sionen mit ein. 2) Aus globalistischer Sicht hat die amerikanische Selbstwahrnehmung, eine

Sonderstellung in der Welt einzunehmen, der american exceptionalism, eine größere Bedeu-

tung. 3) Umgekehrt akezptiert die regionalistische Position eher die Bedeutung regionaler

Akteure und Machtzentren. 4) Der wohl wichtigste Punkt ist die jeweile (der Benennung fol-

                                                                                                                                                                                    
von deutscher Seite ist den Türken bereits aus dem zweiten Golfkrieg bekannt. Vgl. Marc Fisher: Germany Re-
luctant to Defend Turkey If Iraq Retaliates, The Washington Post, 22.1.1991.
113 Ortwin Buchbender, Hartmut Bühl, Harald Kujat, Karl H. Schreiner, Oliver Bruzek: Wörterbuch zur Sicher-
heitspolitik mit Stichworten zur Bundeswehr, 4. Auflage, Mittler: Hamburg/Berlin/Bonn 2000.
114 Brzezinski 1999, S. 66f.
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gende) Anwaltschaft der beiden Sichtweisen für entweder ein eher regional, auf bestimmte

„linchpin states“ beschränktes Engagement der Vereinigten Staaten, oder, aus globalistischer

Perspektive, eine weltweilte Präsenz, weitgehend ohne regionale Unterschiede.115

                                                          
115 In: O’Loughlin 1994, S. 89-90.
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7.2 Abkürzungsverzeichnis

AA Auswärtiges Amt

BMVg Bundesverteidigungsministerium

CDU Christlich-Demokratische Union Deutschlands

CSIS Center for Strategic and International Studies

CSU Christlich-Soziale Union Deutschlands

FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung

EG Europäische Gemeinschaft

EU Europäische Union

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

ESVP Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik

KFOR Kosovo Force

NATO Nordatlantikpaktorganisation

NZZ Neue Zürche Zeitung

ÖMZ Österreichische Militärische Zeitschrift

SEEBRIG Southeastern Europe Multinational Peacekeeping Brigade

SFOR Stabilisation Force (Bosnien-Herzegovina)

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

SWP Stiftung Wissenschaft und Politik

TIPH Temporary International Peacekeeping Force in Hebron

WAMS Welt am Sonntag

ZfT Zentrum für Türkeistudien

ZfTS Zeitschrift für Türkeistudien
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